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Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


Angebot. 


reue, intelligente Tochter sucht Stelle in einem Konsum- 

verein zur gründlichen Erlernung des Ladenservices. 
Offerten unter Chiffre F. K. 79 an den Verband schweiz. Kon- 
sumvereine in Basel. 


epot eines Konsumvereins gegen Fixum und Provision zu 

übernehmen wünscht füchtiger Kaufmann, der dasselbe 
unter Mithilfe seiner Frau leiten würde. Offerten unter Chiffre 
E. T. 78 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Tactiges, solides Ehepaar (Mitte 30er Jahre), mit 10jährigem 
Kind, wünscht Filiale eines Konsumvereins zu übernehmen. 
Ländliche gesunde Gegend bevorzugt. Vorkenntnisse im Ge- 
nossenschaftswesen vorhanden. Der Mann war längere Zeit 
Vorstandsmitglied und die Frau Verkäuferin in einem Konsum- 
verein. Offerten unter Chiffre K.H.8] an den Verband schweiz. 
Konsumvereine in Basel. 


Jireine 24 Jahre alt, fleissig, zuverlässig, mit Banklehrzeit, 
mit Kenntnissen des Genossenschaftsbetriebes, sucht Bureau- 
stelle, verbunden mit Ladenaushilfe in grösserem Konsum- 
verein. Perfekt deutsch sprechend, gute Kenntnisse im Fran- 
zösischen. Eintritt sofort. Offerten unter Chiffre E.E.80 an den 
Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Verein schweiz. Konsumverwalter. 


Einladung 


1. Regional-Versammlung 
des Kreises VI 


umfassend 


die Kantone St. Gallen, Appenzell und Y Thurgau, 
auf Montag den 18. März 1918, nachmittags 2 Uhr, 
ins Restaurant Merkatorium (1. Stock) in St. Gallen. 


Mitglieder, die auf Grund des gegenwärtig in 
Kraft bestehenden Fahrtenplanes dem Gebiete des 
Kreises VI unseres Vereins zugeteilt worden sind, 
erhalten dieser Tage direkte Einladungen. Kollegen. 
die einem andern Kreise zugeteilt oder versehentlich 
mit einer Einladung übergangen worden sind, denen 
aber Zeit und Ort unserer Zusammenkunft besser 
zudienen sollten, sind ebenfalls bestens willkommen. 
Wir bemerken ausdrücklich, dass bei den Regional- 
versammlungen mehr oder weniger eine gewisse 
Freizügigkeit vorbehalten wurde, da Fahrplanände- 
rungen oder geschäftliche Inanspruchnahme einen 
regelmässigen Zuspruch hindern können. 


Mit kolleg. Grusse! 
A. Honegger. 


Delegierter des Vorstandes. 


Uzwil, den 11. März 1918. 


Wir empfehlen unseren Vereinsverwaltungen 


Röstkaffee 


ganz und gemahlen 
NN 


Unsere Röstkaffee 


nehmen bei gleichen Preisen punkto Qualität 
den Kampf mit jedem Konkurrenzprodukle auf 


Verein schweiz. Konsumverwalter. 


Einladung 


zur 


Regional-Versammlung 
der Mitglieder 
der Kantone Baselstadt, Baselland, Aargau und Teile 
von Bern und Solothurn. 


Sonntag den 24. März 1918, morgens punkt 9 Uhr, 
im Hotel Aarhof in Olten. 


e Traktanden: 


1. Wahl des Tagesbureaus. 

Diskussion über die Lebensmittelversorgung und 
allgemeine Aussprache. 

3. Allfälliges und Pilege der Kollegialität. 


N 


An dieser Regionalversammlung wird ein Mit- 
glied der Verwaltungskommission des V.S.K. offi- 
ziell teilnehmen und den Herren Kollegen über all- 
fällige Anfragen bereitwilligst Auskunft geben. 

Mit der Ansetzung solcher Regionalversamm- 
lungen kommt der Vorstand des Verwaltervereins 
einem vielfach geäusserten Wunsch der Herren Kol- 
legen entgegen (vide auch «Schweiz. -Konsum- 
Verein» Nr. 8 vom 23. Februar a.c. unter Rubrik 
«Verein schweiz. Konsumverwalter»). 

Wir hoffen deshalb, dass die Versammlung gut 
besucht werde, und es wird eine allgemeine zwang- 
lose Aussprache in der heutigen schwierigen Zeit auf 
jeden Teilnehmer befruchtend und belehrend wirken. 

Mit kollegialem Genossenschaftsgruss! 


Für den Vorstand des Vereins schweiz. Konsumverwalter: 


Der Regionalvertreter: E. Berger. 


Baden, den 12. März 1918. 
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Die st. gallische Warenhaus- und 
Filialgeschäftssondersteuer. 


Wie in letzter Nummer in Aussicht gestellt, 
kommen wir noch einmal auf den dort erwähnten 
.st. galliichen Entwurf einer Sonderbesteuerung der 
Warenhäuser und Filialgeschäfte zurück, indem wir 
nach dem «St. Galler Stadtanzeiger» den Entwurf 
und dessen Begründung zum Abdruck bringen. 

Der Entwurf lautet: 


Sonderbesteuerung der Warenhäuser und der Zweigverkaufs- 
geschälte. 

Die neue Gesetzesvorlage betreffend die Sonderbesteuerung 

der Warenhäuser sieht folgendes vor: 
Warenhaussteuer. 

Kleinverkaufsgeschäfte, welche an einer oder mehreren 
ständigen Verkaufsstellen des Kantons zusammen einen Jahres- 
Warenumsatz (Bruttoeinnahme aus dem gesamten Waren- 
verkauf) von mehr als Fr. 300,000.— erzielen und zugleich mehr 
als acht der nachfolgend bezeichneten Warengruppen führen, 
sind nach den Bestimmungen dieses Gesetzes als Warenhäuser 
zu behandeln. 

Ein Warenhaus hat auf den im Kanton St. Gallen erzielten 
Jahresumsatz, soweit er Fr. 300,000.— übersteigt, eine Grund- 
taxe von 1% mindestens aber Fr. 1000.— zu entrichten. 


Zur Grundtaxe tritt eine Zuschlagstaxe von 10% von dieser 
Taxe für jede Warengruppe über die Zahl von acht hinaus. Die 
Zuschlagstaxe darf jedoch die Grundtaxe nicht übersteigen. 


l. 


des Verbandes schweiz. Konsum- 


vereine (V.S.K.) betrug im Monat 
Februar i918 Fr. 8,842,940.04. — 
Die Zunahme gegenüber dem Monat 


Februar 1917 beträgt demnach Fr. 2,830,475.52 oder 47,08%. 


Als massgebende Warengruppen fallen in Betracht: 
Lebensmittel (mit Ausnahme der unter 2 und 3 genannten, 
sowie der alkoholischen Getränke), Spezerei- und Kolonial- 
waren, Zigarren und Tabak, Brenn- und Beleuchtungs- 
material. 

Brot und Fleisch. 

Waren der Zuckerbäckerei, Konfiserie, feine Esswaren 
(Delikatessen, Comestibles), Drogerie. 

(ietränke aller Art. 

Unverarbeitete. Gewebe, Trikot- und Filzstoffe (Schnitt- 
waren am Stück). 

3ekleidungsstücke für Männer und Knaben (unter Ausschluss 
von Kopf- und Fussbekleidung und Handschuhen). 
Bekleidungsstücke für Frauen und Mädchen (unter Aus- 
schluss von Kopi- und Fussbekleidung und Handschuhen). 
Handschuhe, Strumpi- und Wirkwaren, Erstlingskleider, 
Unterkleider, Wäsche, Stickereien und Spitzen, Besätze, 
Mercerie, Garne. 

Hüte und Mützen für Männer und Knaben, Pelzwaren. 
Hüte und Mützen etc. für Frauen und Mädchen, Putzwaren 
(Modes). 

Schuhwaren und Bedarfsartikel für Schuhmacher. 
Bettfedern, Matratzen, fertige Betten (ohne Bettstellen), 
Decken, Teppiche, Vorhänge. 

Sattlerartikel, Reise- und Sportartikel (ausser Bekleidung), 
Schirme und Stöcke. 

Möbel, Tapeten. 

Bodenbeläge (Linoleum, Inlaid etc.), Teppiche für Woh- 
nungsausstattung. 

Stahl-, Eisen-, Aluminium- und Kupferwaren (ausser Möbel), 
Einrichtungen für Bad, Heizung und Beleuchtung. 
Kurzwaren, Spielwaren, Nippsachen, unechte Schmuck- 
sachen und Phantasieartikel, feine Seifen, Parfümerie und 
kosmetische Artikel. 


18. Zur Einrichtung des Haushaltes gehörende Artikel (Geschirr-, 
Email- und Glaswaren etc.), mit Ausnahme der in den 
Gruppen 12, 14, 15, 16, 17 und 19 genannten, 

19. Korb- und Bürstenwaren, Seilerwaren, 

20. Fahrräder, Nähmaschinen, Waffen. 

21. Uhren, Schmucksachen, Artikel aus Edelmetall. 

22. Artikel der Optik und Feinmechanik, 

23. Schreibmaterialien (Papeterie, Kartonnage), Bureauartikel 
(Möbel ausgenommen), 

24. Waren des Buch- und Kunsthandels, 
quitäten. 

Den Gruppen 6, 7, 8, 9, 10, 13 und 17 ist die Führung 
kleiner Bekleidungsgegenstände, wie Kragen, Krawatten etc., 
freigegeben. 

Ist ein Handelsartikel in mehr als einer Gruppe enthalten, 
so hat bei Feststellung der Steuerpflicht der Geschäftsinhaber 
das Recht, zu bestimmen, welcher Gruppe der Artikel bei- 
zuzählen sei. 

Hält ein Geschäft nur einen ganz unbedeutenden Teil der 
in einer Gruppe verzeichneten Artikel, der ortsüblich neben den 
von dem Geschäft hauptsächlich geführten Waren gehalten 
wird, so kann der Geschäftsinhaber von der Steuerpflicht für 
diese Gruppe befreit werden, sofern er den Nachweis leistet, 
dass die betreffenden Waren unter zwei Prozent seines Um- 
Satzes ausmachen. Dasselbe Geschäft kann nicht mehr als zwei 
solcher Begünstigungen erhalten. 

Dem Regierungsrat steht das Recht zu, im Artikel I nicht 
genannte Waren einer vorgesehenen Gruppe zuzuteilen oder für 
sie neue Warengruppen zu schaffen, 

Massgebend für die Steuerberechnung ist jeweils der Umsatz 
und die Zahl der Warengruppen im abgelaufenen Geschäftsjahr. 
Zweiggeschäftssteuer. 

Kleinverkaufsgeschäfte, die in oder ausser dem Kanton 
neben dem Hauptgeschäft mehrere Zweigverkaufsgeschäfte mit 
einem Gesamt-Jahresumsatz von über Fr. 100,000.— führen, 
haben auf dem Warenumsatz der im Kanton St. Gallen gelegenen 
Zweigverkaufsstellen eine Sondersteuer von 1% zu entrichten. 

Für die Berechnung der Steuer ist jeweils der Umsatz des 
abgelaufenen Geschäftsiahres massgebend. 

Warenhäuser, die zugleich Zweiggeschäfte sind, haben die 
Zweiggeschäftssteuer nicht zu leisten, dagegen wird die Waren- 
haussteuer vom Gesamtumsatz erhoben. 


Dem Entwurf wird folgende Begründung auf 
den Weg gegeben: 


Einem seit langem gestellten Begehren der Gewerbevereine 
und der Mittelstandsvereinigung Rechnung tragend, will die 
St. Galler Regierung nun zur Sonderbesteuerung der Waren- 
häuser und Zweigverkaufsgeschäfte schreiten. 

Die Besteuerung der Warenhäuser ist zwar, wie in der 
regierungsrätlichen Botschaft auseinandergesetzt wird, in Doktrin 
und Praxis eine vielumstrittene Frage; sie hat ihre eifrigsten 
Befürworter und Gegner, In England und Frankreich fasste sie 
auf die Dauer keinen Boden; dagegen wurde sie gegen Ende des 
vorigen Jahrhunderts in einigen Staaten Deutschlands, so in 
Bayern, Preussen, Württemberg (in letzterem Staate spöttisch 
12-Häuser-Gesetz genannt), eingeführt, und zwar als Umsatz- 
steuer; in Hamburg, Anhalt und Braunschweig wurden bezüg- 
liche Gesetzesentwürfe von den gesetzgebenden Behörden ab- 
gelehnt und nicht wieder eingebracht, 

In der Schweiz hatten die Bestrebungen zur Einführung der 
Besteuerung der Warenhäuser bis heute keinen Erfolge. Im 
Kanton Zürich wurde der Verhandlungsgegenstand im Kantons- 
rat anhängig gemacht, dann aber im Jahre 1913 durch Botschaft 
und motivierten Antrag des Regierungsrates wieder ab der Liste 
der Verhandlungsgegensiände genommen, im wesentlichen mit 
der Begründung, dass die Besteuerung der Warenhäuser nicht 
als ein Bedürfnis empfunden werde, da die Grossbazare im 
wirtschaftlichen Gesellschaftskörper sogar eine nicht zu unter- 
schätzende Funktion ausübten, indem sie namentlich dem kleinen 
Mann, überhaupt den sogenannten untern Volksschichten mit 
geringem wirtschaftlichem Vermögen, Waren und Bedarisartike! 
zu billigem Preise anböten, deren Anschaffung in besserer Qua- 
lität und in höherer Preislage diesem sonst nicht möglich wäre, 

Aus dem Streite über den volkswirtschaftlichen und sozialen 
Wert oder Unwert der Warenbazare und über die rechtlich“ 
Zulässigkeit der Bazarsteuer als einer Spezialsteuer, scheint, 
heisst es in der Botschaft, immerhin auf Grund der selbst- 
gemachten Erfahrungen soviel hervorzugehen,. dass die Waren- 
häuser, Versandgeschäfte, Zentralgeschäfte usw. und andere 
Grossunternehmungen in Handel und Gewerbe dazu führen 
können, die mittleren und kleinen Betriebe empfindlich zu 
schädigen und deren Existenzmöglichkeit zu bedrohen. Von 
diesem Gesichtspunkte aus und im Sinne einer mässigen För- 
derung der Mittelstandspolitik und gleichzeitig in Berücksich- 
tigung eines seit Jahren und Jahren immer wiederkehrenden 
und in Versammlungen, in der Presse, in Fach- und Zeit- 
schriften und in unablässigen Eingaben des Detaillistenverbandes 
an die Behörden mit Nachdruck vertretenen Postulates, sah sich 


Musikalien, Anti- 
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die St. Galler Regierung veranlasst, die Frage der Sonder- 
besteuerung der Grossbazare einer nähern Prüfung zu unter- 
ziehen; das Resultat dieses Untersuches ist der Gesetzes- 
entwurf. Man ist sich dabei im Regierungsgebäude der tat- 
sächlichen Schwierigkeiten, welche der Sonderkesteuerung von 
geschäftlichen Betrieben anhaften, wohl bewusst; aber im Hin- 
blick auf den volkswirtschaftlichen und sozialen Charakter der 
Vorlage habe sie sich dennoch zu dem Schritte: entschlossen, 

Die Sonderbesteuerung der Warenhäuser wird in erster 
Linie aus ihrem übermächtigen, den Mittelstand bedrohenden 
Wettbewerb hergeleitet; soll die Steuer wirksam sein, ist es 
Aufgabe des Gesetzgebers, nach den äussern und innern Merk- 
malen zu forschen, in denen sich diese Uebermacht zeigt; nach 
der Natur der Sache und nach den bisher in den verschiedenen 
Ländern angewandten Verfahren kommen zur Bestimmung un 
Abgrenzung der Stenersubjekte und als Masstab für die Steuer- 
veranlagung folgende Merkmale in Betracht: 

1. die Zahl der Angestellten und Arbeiter, 
2. die Zahl der Warengattungen, 

3. die Geschäftsräumlichkeiten, 

4. der Warenumsatz. 

Die Besteuerung der Warenhäuser verfolgt nach der re- 
gierungsrätlichen Botschaft einen sozialpolitischen Zweck, die 
Unterstützung des Kleingewerbes und des bedrohten Mittel- 
standes, um sie vor Ruin und Verfall zu schützen, Die Steuer 
soll aber keine Erdrückungs- und keine Erdrosselungs-Steuer 
gegen die Warenhäuser sein; diesen Zweck verfolgt sie nicht. 
Nicht die Stärkung des Schwachen durch Druck auf den 
Starken ist ihr Ziel, sondern nur die Ausschaltung der Allein- 
herrschaft des Grosskapitals und der Beschneidung des wirt- 
schaftlichen und sozialen Schädlings der Mittel- und Klein- 
betriebe. Sie bezweckt die Verlangsamung der ungesund ge- 
wordenen Entwicklung der Grossbetriebe und dadurch die 
SchaffungeinesgewissenAusgleiches zwischen allen Wirtschafts- 
gruppen und Volksteilen; das ist die Aufgabe des Gesetz Aus 
diesem Grunde dürfen die Steueransätze auch eine gewisse Höhe 
nicht überschreiten; sie müssen mässig sein und von den Be- 
trieben leicht ertragen werden können; sie dürfen deren wirt- 
schaftliche Prosperität nicht antasten, mit einem Wort: sie 
dürfen keinen prohibitiven Charakter annehmen, 

Der Gesetzesvorschlag bezweckt auch keineswegs, das 
Festhalten an alten überlebten Einzelbetriebsiormen zu er- 
muntern oder zu fördern; was er bezweckt, ist lediglich « 
übertriebene und überstürzende und daher volkswirtschaftlich 
gefährliche Entwicklung der Massenproduktion und Massen- 
vertrieb von Waren in gesunde und die Allgemeinwirtschait 
nicht zerstörende Bahnen zu lenken, 

Die Steueransätze des Entwurfes seien so mässig gehalten, 
dass von einem Drucke auf die Warenhäuser offenbar nicht ge- 
sprochen werden kann; sie bewegen sich weit unter den in 
andern Staaten angenommenen Ansätzen und ebenso tief unter 
den in den Jahren 1995 und 19)6 von den st.gallischen Handels- 
und Gewerbegruppen zur Empfehlung aufgestellten Ansätzen 
von 0,55 bıs 4,5% des Jahresumsatzes, 

Die Warenhäuser werden als Grossbetriebe auch deshalb 
der Sondersteuer unterworien, weil ihre Steuerleistungen an « 
Oeiientlichkeit im Verhältnis zu ihrer wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit und ihrer Steuerkraft ungenügend und im Vergleich zu 
andern Steuerpflichtigen ungleich seien, 

Dies ein Auszug aus der regierungsrätlichen Botschaft, über 
die noch des nähern zu reden sein wird. 


Schliesslich wird noch eine Berechnung über 
den mutmasslichen Ertrag publiziert wie folgt: 


Nach fachmännischen Schatzungen dürften im Kanton 
St. Gallen etwa 6--7 Grossbazare und ungefähr 12 Zweig- 
geschäftsunternehmungen bestehen mit einem gesamten jähr- 
lichen Warenumsatze von rund 9 Millionen Franken; verglichen 
mit der Gebietsgrösse und der Zahl der Warenhäuser in andern 
Staaten (z. B. Württemberg 12 Grossbazare) ist die Zahl der 
Warenhäuser im Kanton St.Gallen nicht belanglos, Eine Be- 
rechnung der Steuer selbst ist aber nicht möglich, da der Um- 
satz der betreffenden Häuser nicht bekannt ist und erst im 
Steuer-Anlageverfahren für die Sondersteuer festgestellt 
werden müsste, 

Immerhin dürfte nach fachmännischer Beurteilung die An- 
eine eines Gesamtsteuerbetrages von 100,000 Fr, nicht fehl- 
gehen. 


Hierzu haben wir zu bemerken, dass in vor- 
stehender Berechnung die Konsumvereine anschei- 
nend nicht einbezogen sind. Demgemäss sollte man 
meinen, dass die Konsumvereine von beiden Sonder- 
steuern befreit wären; das geht jedoch aus dem 
Texte des (esetzesentwurfes nicht hervor und 
müsste ausdrücklich, nicht nur stillschwei- 


gend, erwähnt werden. Nach unseren Berechnungen 
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würden allein von unseren Verbandsvereinen im 
Kanton St. Gallen 10 mit einem Umsatze von je über 
300,000 Fr. der Warenhaussteuer und mehr als 4 
nebenbei der Filialgeschättssteuer unterstellt werden, 
inderVoraussetzung, dass letzterer nur diejenigen Ge- 
schätte unterstellt seien, die mindestens 3 Verkauis- 
stellen haben. (Aus dem oben abgedruckten Texte 
des Entwuries geht nicht ganz deutlich hervor, ob 
2 Verkaufsstellen neben einem Zentralmagazin 
steuerpflichtig machen oder erst 3 Verkaufsstellen.) 
In der nachstehenden Tabelle führen wir 1. die- 
ienigen st. gallischen Verbandsvereine auf (1 bis 10), 
die für die Warenhaussteuer in Betracht kämen, und 
2. solche (11—21), die eventuell unter die Filialsteuer 


fallen. 
Zahl der 
Ablagen 
ohne Haupll, 


Besamt- Haupt- 
umsatz lokal 


547,427 166,039 34,844 346,544 
446,916 174,542 33,032 239,042 
349,999 349,99  — = 
406950 — „2 a 
410,194 
620,026 
941,762 
742,650 
327,364 
413,366 
147,825 
213,643 
183,850 
281,790 
183,852 
129,161 
280,490 
159,561 
241,606 
198,958 175,482 3 
121,611 104,599 17,012 

Die Begründung gibt mit anerkennenswerter 
Offenheit zu, dass die ganze Vorlage die einseitige 
Förderung von sogenannter Mittelstandspolitik be- 
zweckt, die unseres Erachtens bekämpit werden 
sollte, gleichgültig, ob die Konsumvereine direkt von 
der Steuer betrotten werden sollen oder nicht; denn 
hier heisst es, vor dem ersten Schritt auf der 
schiefen Bahn zu warnen. Wer garantiert dafür, 
dass nicht in kurzer Zeit mit gleichem Rechte und 
gleicher Begründung noch andere Sondersteuern 
ausdrücklich auf die Konsumvereine verlegt werden 
sollen. Sich widersprechend ist die Begründung, 
wonach man einerseits dem Mittelstande helien will, 
anderseits aber doch den Warenhäusern keine Er- 
drosselungssteuer auferlegen will. Will man die 
Warenhäuser als Gegner des «Mittelstandes» be- 
kämpfen, so soll man denn doch wenigstens kon- 
sequent sein und diese Absicht eingestehen und nicht 
von einer mässigen Steuer reden, wenn der Umsatz 
mit zwei Prozent Extrasteuer belegt werden kann. 
Ist die Sondersteuer mit 2% eine erträgliche, so ist 
ja dem Mittelstand wieder nicht geholfen, der nur 
dann befriedigt sein wird, wenn man Konsumvereine 
und Warenhäuser ganz verbietet, worauf dann je- 
doch sofort der Kampf unter den verschiedenen 
Mittelstandsgruppen selbst einsetzen würde. Wie 
weit diese Pläne mit dem bundesrechtiich gewähr- 
leisteten Prinzip der Handels- und Gewerbefreiheit 
vereinbar seien, wollen wir übrigens hier nicht 
untersuchen. 

Es scheint uns, dass allen Freunden des wirt- 
schaftlichen Fortschrittes und rationeller wirtschaft- 
licher Arbeitsmethoden die Pflicht erwächst, gegen 
die im vorliegenden Entwurf zutage tretende Ten- 
denz, einzelne rationell arbeitende wirtschaftliche 
Unternehmungen zugunsten anderer, zurückgeblie- 
bener, zu unterdrücken, Stellung zu nehmen. Sch. 


Magazin Ablagen 
. Buchs (St. G.) 
. Flawil 

. Gossau (St. G.) 
Grabs 
Mels-Sargans 
. Rheineck 

. Rorschach 
Uzwil 

. Wartau 

. Wattwil 

. Degersheim 

. Flums 

. Gams 

. Heerbrugg 

. Jona 

. Murg 

. Nesslau-K. 

. St. Gallen 

. St. Georgen 

. Sevelen 

. Wallenstadt 


lv 


453,472 
796,945 
524,719 
216,100 
194,880 200,980 
105,882 41,943 
213,643 -. 
101,250 82,600 
193,106 32,339 
91,923 86,579 


21,503 
30,950 
9,808 


145,051 
113,867 
208,123 
111,264 


_ 


vsomasmnnm- 
- | wi | weni -Aan0w.AaUım 


17,506 


99,890 153,828 


74,930 154,355 
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Grosschlächterei Bell A. G., Basel. 


Die Generalversammlung der Aktionäre der 
Bell A.G. vom 27. Februar genehmigte den Jahres- 
bericht, die Jahresrechnung und die Gewinnvertei- 
lung nach den Vorschlägen der Verwaltung. Das 
Geschäftsjahr 1917 schliesst mit einem Gewinnsaldo 
von 699,698 Fr., von dem nach den statutarischen 
Verwendungen — worunter 204,329 Fr. für Abschrei- 
bungen und 208,000 Fr. für 8% Dividende — 231,632 
Franken zur Verfügung der Generalversammlung 
blieben. Von diesem Betrage wurden 145,670 Fr. zu 
Extraabschreibungen und 85,961 Fr. zum Vortrag auf 
neue Rechnung bestimmt. Die Gesamtabschrei- 
bungen betragen 350,000 Fr. Der Umsatz belief sich 
auf 21,303,993 Fr. gegen 21,085,602 Fr. im Jahre 1916. 


Angebliche Profitmacherei. 


Jedesmal, wenn die Bell A.G. ihr Geschäfts- 
ergebnis publiziert, wird die Verteilung des Jahres- 
gewinns beanstandet. Dies geschieht durch Be- 
merkungen, die es als auffallend erachten, dass die 
Gesellschaft 8% an die Aktionäre leisten kann, trotz- 
dem der Verband schweiz. Konsumvereine in dem 
Unternehmen dominiert. Also auch hier die Divi- 
dendenmacherei wie bei den Aktiengesellschaften 
vom reinen kapitalistischen Schlage, — Profit- 
macherei hier wie dort. Das ist ungefähr der Inhalt 
der hämischen oder gereizten Aeusserungen, die man 
in bürgerlichen und sozialistischen Blättern findet. 
Die Kritik von beiden Seiten schiesst aber neben das 
Ziel. Wir wollen gar nicht entgegnen, dass eine 
Verzinsung von 8% noch unter jener Grenze ist, wo 
die übertriebenen Gewinne anfangen. Würde die Ge- 
winnverteilung auf die umgesetzten Waren eine 
spürbare Verteuerung ausüben, so müsste eine Re- 
duktion des Gewinnes ins Auge gefasst werden. Nun 
hat die Bell A.G. einen Reingewinn von Franken 
699,698.53 bei einem Umsatz von Fr. 21,303,993.46 er- 
zielt. Daraus lässt sich leicht der Schluss ziehen, 
dass da kein Gewinnergebnis vorliegt, von dem man 
behaupten kann, es habe zur Verteuerung bei- 
getragen.) Man kann zwar sagen, Fr. 699,698.53 
seien immerhin-kein Pappenstiel und ein einziger 
Batzen zähle heute sehr für den Konsumenten. Beim 
Privatbetrieb ist ein solcher Einwand nutzlos. da es 
keinem Kapitalisten einfällt, lediglich für die Bedürf- 
nisse anderer zu arbeiten resp. arbeiten zu lassen. 
Beim .Genossenschaftswesen wird ein mässiger Er- 
trag zur eigentlichen Voraussetzung für die Er- 
weiterung seiner Aufgaben. Der genossenschaftliche 


1) Die Haltlosigkeit dieser Angriffe von rechts und von links 
haben wir schon früher einmal anhand einer kleinen Berechnung 
nachgewiesen. Da die betrefienden Kritiker, eigentlich mehr 
Nörgeler, noch nicht belehrt sind, müssen sie uns schon ge- 
statten, das Rechenbeispiel noch einmal zu wiederholen. 

Die Opposition verkennt jedenfalls das Gesetz der grossen 
Zahl; hätte die Bell A.G. z. B. nur 5% Dividende ausgeschüttet, 
so würden diese Vorwürfe jedenfalls nicht erhoben werden. Die 
Differenz zwischen einer 8 und 5%igen Dividende macht jedoch 
beim Aktienkapital der Bell A.G. nur Fr. 78,000,— aus. Hätte 
Bell A.G. nun diese Fr. 78,000.— Ueberschuss bei einem Umsatz 
von Fr. 21,304,000 weniger erzielen wollen, so hätte sie durch- 
schnittlich alle Waren um 0,36% billiger kalkulieren sollen, also 
ein bestimmtes Quantum Fleisch z. B. statt für 100 Rappen für 
99,64 Rappen, eine Wurst statt für 35 Rappen für 34,88 Rappen 
abgeben müssen. Aus diesem Beispiel ergibt sich am besten, 
wie die Kritiker der «zu hohen» Dividende die realen Betriebs- 
faktoren übersehen. 
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Ueberschuss kann für den wissenden und über- 
zeugungstreuen (enossenschafter keinen bitteren 
Stachel haben, weil er nicht in Einzeltaschen fliesst, 
sondern der Allgemeinheit verbleibt und der Ge- 
nossenschaftsbewegung auf irgendwelche Art wieder 
Dienste leistet. Das Kapital sozialisieren, wie es 
durch die genossenschaftliche Warenvermittlung und 
Produktion geschieht, heisst ihm den giftigen Stachel 
nehmen. Fliessen dem V.S.K. aus einem Betriebe 
gewisse Geldsummen zu, so gewinnt er damit neue 
Mittel zur eigenen Ausdehnung, also zur Stärkung 
und Förderung des Genossenschaftswesens. Die 
Gegner des letztern handeln also von ihrem Stand- 
punkte aus richtig, wenn sie den Gewinn bei der 
Bell A. G. beanstanden, dagegen ist ein gleiches Ver- 
halten bei gewissen Freunden des Genossenschafts- 
wesens mindestens noch ein Zeichen dafür, dass sie 
eine einfache Sache nicht verstehen können oder 
verstehen wollen. In den sozialistischen Betrieben 
parteipolitischer Art wird iederzeit ebenfalls auf 
Ueberschüsse hingearbeitet, damit man sie wieder 
für eigene Zwecke des Betriebes oder zugunsten der 
Gesamtbewegung verwenden kann. Wie unentbehr- 
lich das Geld für die Aufrechterhaltung genossen- 
schaftlicher Unternehmungen ist, wissen wir auch 
infolge der Wahrnehmung, dass sozialistische Ge- 
nossenschaftsgründungen oft am Mangel finanzieller 
Mittel zugrunde gingen. 


= Q 


Se I) 


Der Milchpreisstreit. 


In der Tagespresse und in Versammlungen wird 
gegenwärtig die Milchpreisfrage wieder eifrig dis- 
kutiert. Da und dort wird auch dem Befremden 
Ausdruck gegeben, dass die Vertreter der grossen 
städtischen Konsumvereine bei den massgebenden 
Stellen einem geplanten Milchpreisaufschlag nicht 
entgegen treten. 

Einen weiteren Milchpreisaufschlag zu ver- 
hindern wäre sehr verdienstlich, wenn nicht in allen 
massgebenden Kreisen die Ueberzeugung vor- 
herrschte, dass ein Preisaufschlag heute nicht zu 
vermeiden ist. 

Zudem möchten wir betonen, dass, bevor die 
Vertreter des V.S.K. und der städtischen Konsu- 
menten-Molkereien an den Milchpreisverhandlungen 
ihre Stellungnahme fixierten, die Milchpreisfrage im 
Schosse des Verwaltungsrates der Milchein- 
kaufsgenossenschaft schweiz. Konsumvereine 
(M.E.S.K.), einer Behörde, die aus allen Schichten 
der Bevölkerung und allen Landesteilen zusammen- 
gesetzt ist, eingehend behandelt und diskutiert 
worden ist. Diese Behörde hat den Vertretern der 
Konsumenten bei den Milchpreisverhandlungen e in- 
stimmig den strikten Auftrag gegeben, einer 
Milchpreiserhöhung nicht entgegenzutreten, da es 
für die städtische Bevölkerung heute viel wichtiger 
und notwendiger sei, einen höheren Milchpreis zu 
bewilligen, der die Produzenten anspornt ge- 
nügend Milch in die Städte zu bringen, als zu 
riskieren, dass bei einem niedrigeren Preis die 
Stadtbevölkerung keine oder nicht genügend Milch 
geliefert erhält. 

Was die Deckungsfrage des erhöhten 
Milchpreises anbelangt, so ist dazu folgendes zu be- 
merken: Die Abgeordneten der Konsumenten ver- 
traten die Meinung und haben derselben konsequent 


Ausdruck verliehen, dass die Konsumenten den 
Milchpreisaufschlag nicht in vollem Masse direkt 
tragen sollen. Die Milch für die Notstandsberech- 
tigten darf keinerlei Erhöhung erfahren, die Preis- 
steigerung der Milch für die übrige Bevölkerung 
muss in mässigen Grenzen gehalten werden. Zur 
Einbringung der Differenz solle der Bund ermächtigt 
sein, eventuell eine direkte Steuer zu erheben, von 
welcher nur die begüterten Volksklassen betroffen 
werden dürfen. 


a 


Konsequenzen. 


Unter obigem Titel lesen wir auf der vierten 
Seite des Genossenschattlichen Volksblattes, Aurlage 
der A.K.G. Rorschach, einen Artikel, in welchem 
dargelegt wird, warum in vielen Fällen die Kon- 
sumenten selbst die Hauptschuld daran tragen, 
wenn von Behörden veriehlte Massnahmen ge- 
troffen oder sachgemässen Anordnungen nicht 
strikte nachgelebt werde. 

«Man darf es ruhig sagen,» so wird in dem Ar- 
tikel ausgeführt, «bis heute haben die Konsumenten 
durch ihre Untätigkeit in politischen Dingen viel da- 
zu beigetragen, dass ihre Interessen durch admini- 
strative und legislative Behörden direkt misshandelt 
wurden. Sie haben in den Gemeinden, in den Kan- 
tonen und im Bund den Bock zum Gärtner gemacht. 

Den st. galliichen Genossenschaftern bietet 
dieses Jahr Gelegenheit, Versäumtes nachzuholen. 
Es ist ein Wahljahr. Mit Ausnahme der Gerichte 
werden so ziemlich alle Behörden neu gewählt. Wir 
meinen nun nicht, dass die Konsumvereine als eigene 
Partei auftreten sollen. Aber sie haben das leb- 
hafteste Interesse daran, ia die Pflicht, dafür zu 
sorgen, dass endlich auch der Konsument etwas gilt. 
Mit wieviel Abneigung haben wir doch jahraus jahr- 
ein in den Gemeinden zu kämpfen, welch geringes 
Verständnis für unsere Bewegung hat die Steuer- 
gesetzkampagne geofienbart, wie geringschätzig ist 
vom Regierungsrat unser Begehren um vermehrte 
Berücksichtigung der Konsumvereine bei Beratung 
und Vorbereitung von wirtschaftlichen Massnahmen 
behandelt worden! Das muss anders werden und 
kann anders werden, wenn wir von der Macht Ge- 
brauch machen, die uns der Stimmzettel verleiht. 
Nehmen wir ein Beispiel an den Bauern. Vor we- 
nigen Wochen hat die Landwirtschaft unter der 
Führung der Custerhoflehrer gedroht, eine eigene 
politische, eine Bauernpartei im Kanton St. Gallen 
zu gründen und damit erwirkt, dass sofort die beiden 
grossen Parteien vor aller Oefientlichkeit ihre un- 
begrenzte Sympathie für die Bauern bekundeten und 
durch intensive Arbeit hinter den Kulissen und wahr- 
scheinlich auch durch entsprechende Versicherungen 
dafür sorgten, dass die Drohung nicht verwirklicht 
wird. Heute schon steht es fest, dass mit Hilfe 
dieser Parteien dieses Frühjahr eine ganze Anzahl 
Lehrer und Schüler des Custerhofes in den Grossen 
Rat einziehen und dort selbstverständlich eine ent- 
sprechende Produzentenpolitik verfolgen werden. 
Das ist ihr gutes Recht, wenn auch niemand wird 
behaupten wollen, dass die Bauern in unserm Par- 
lament bis heute zu kurz gekommen wären.‘ Wo 
aber bleiben die Anstrengungen der Konsumenten, 
um für das dringend notwendige parlamentarische 
Gegengewicht zu sorgen? Wir haben nichts davon 
gehört. Vielleicht nimmt der Vorstand.des Kantonal- 
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verbandes st. gallischer Konsumvereine noch An- 
lass, von sich aus oder in einer jetzt noch möglichen 
Delegiertenversammlung zu diesen Fragen Stellung 
zunehmen. Wir würden das aufs lebhafteste be- 
grüssen. Aber auch wenn es nicht geschieht, haben 
die einzelnen Konsumvereine und noch viel mehr die 
einzelnen Genossenschafter die Möglichkeit, auch in 
politischer Hinsicht ihre Pflicht zu erfüllen. Sorge 
jeder Genossenschafter dafür, dass die Partei, 
welcher er angehört, bei der Festsetzung der Kan- 
didatenlisten Männer auistellt, welche Sinn und Ver- 
ständnis für die schweren Leiden des Volkes und 
die ungeheuren Aufgaben der nächsten Zukunft be- 
sitzen. Nur wenn wir das tun, dürfen wir erwarten, 
dass in den Behörden künftig ein konsumenten- 
freundlicherer Geist und mehr Einsicht in die wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse der Gegenwart zur Geltung 
kommen. Nur dann, wenn wir diese Pflicht erfüllen, 
haben wir auch ein Recht, in Zukunft an unerfreu- 
lichen Massnahmen Kritik zu üben. Versäumen wir 
diese Pflicht, so sind wir selber schuld, wenn die 
Missgriffe nicht aufhören, wenn Produzenten und 
Profithändler einseitig berücksichtigt und bureau- 
kratische Vorschriften erlassen werden, deren ge- 
ringstes Uebel die Unverständlichkeit und die Ver- 
mehrung der Papiernot sind. 

Verlangen wir also nicht bloss von anderen, was 
sie tun sollen, sondern handeln wir selbst, bestellen 
wir die Behörden aus Freunden der Konsumenten 
und ihrer wirtschaftlichen Organisation, der Ge- 
nossenschaftsbewegung!» 


Sa 


Tiefer hängen. 


Der Nr. 9 des «Spezereihandel» vom 2. 
entnehmen wir folgende Korrespondenz: 


März 


Ein Lebensmittelmonopol. 

Wir lesen im «Berner Geschäftsblatt»: 

In verschiedenen Tageszeitungen las man dieser Tage, das 
schweizerische Volkswirtschaftsdepartement beabsichtige die 
gesamte Lebensmittelversorgung zu monopolisieren. — Die jetzt 
bestehenden Organisationen der freien Kaufleute, wie auch die 
(ienossenschaften würden weiter bestehen bleiben, hätten sich 
indessen dem Volkswirtschaftsdepartement unterzuordnen. 

Die Tätigkeit der Geschäfte der Lebensmittelbranche würde 
einzig auf die Warenverteilung beschränkt, während die eigent- 
lichen kaufmännischen Manipulationen dahinfallen würden. (Also 
das reine Batzenwirtschafts-System.) 

Seltstverständlich werden sich die Mittelstandsorganisa- 
Be geschlossen und einhellig gegen dieses Ansinnen aui- 
ehnen. 


Daran wird folgende Redaktionsbemerkung ge- 
knüpft: «Sollten am Ende die Konsumvereinsbrüder 
im Volkswirtschaftsdepartement den leisen Wunsch 
hegen, die vielen Millionen Hypothekarschulden bei 
dieser. Gelegenheit abzuschütteln und dem Bund an- 
zuhängen?» 

Einer verehrlichen Redaktion des «Spezerei- 
handels» haben wir auf ihre «vornehme» Gesinnung, 
die sie wiederum den Konsumvereinen gegenüber 
bekundet, lediglich zu erklären, dass die Schaffung 
eines Lebensmittelmonopols den Tendenzen der 
Konsumgenossenschaften durchaus widerspricht, 
und dass der V.S,K. für die Realisierung eines der- 
artigen Proiektes nicht eingetreten ist. Damit 
fällt auch die in der Redaktionsbemerkung den Kon- 
sumvereinen böswillig angedichtete Absicht in sich 
zusammen, und die Redaktion des «Spezereihandel» 
mag sich — schämen. 


Auch ein Genossenschafter! 


Unsern Lesern ist bekannt, dass einige Schild- 
bürger Rorschachs vor einiger Zeit neben die Allg. 
Konsumgenossenschaft, einen sogenannten Lebens- 
mittelverein stellten in dessen Vorstand — wie wir 
der St. Galler Volksstimme entnehmen — auch ein 
Herr Neuhauser aktiv wirkt. 

Wie ernst dieser Herr seine Pflichten als Ge- 
nossenschafter auffasst, geht daraus hervor, dass 
besagter «Genossenschafter» hingeht und in einem 
parteipolitischen Verein einen Vortrag hält über: 
«Die Existenzberechtigung desKlein-. 
gewerbesunddesKleinhandels.» Nach 
dem Bericht des «St. Galler Tagblattes» stellte er 
darin u.a. folgende Behauptungen auf: 

«Genossenschaften und Warenhäuser zogen die 
Käufer an, ohne bessere und billigere Waren zu ver- 
mitteln. Die Rabattvereinigung verdient alle Unter- 
stützung.. Eine besondere Warenhaussteuer ist am 
Platze.» 

Dass solche Leute nicht in die Allg. Konsumge- 
nossenschaft Rorschach hineingehören ist wohl 
jedermann klar; aber dass sie ihre eigene Gesinnung 
verleugnen, Konsumvereine gründen und sich in den 
Vorstand wählen lassen, das ist nicht so leicht ver- 
ständlich und gehört wohl wiederum in das lange 
Kapitel der krausen Mittelstandsphilosophie! 


Volkswirtschaft 


Handel mit Knochen. Der Bundesrat hat am 
8. März einen Beschluss gefasst über den Handel mit 
Knochen aller Art und die Verwertung derselben die 
unter die Aufsicht des Schweizerischen Volkswirt- 
schaftsdepartementes gestellt wird. Der Warenab- 
teilung wird eine Knochenzentralstelle angegliedert. 
Der Handel in Knochen wird an eine Bewilligung ge- 
knüpft. Die vorhandenen Vorräte werden durch die 
Warenabteilung der inländischen Industrie über- 
wiesen. Das Departement ist ermächtigt, sowohl für 
die Knochen, als auch für die daraus hergestellten 
Produkte, Preise festzusetzen. Das Departement 
wird durch den Beschluss ausserdem ermächtigt, 
weitere Verfügungen zu erlassen und Anordnungen 
zu trefien, die geeignet sind, eine weitgehende Er- 
fassung der Knochen und eine rationelle Verwertung 
zu ermöglichen. Zur Begutachtung solcher Fragen 
wird eine Fachmännerkommission ernannt. Der Be- 
schluss tritt am 15. März in Kraft. 


Die Milchpreisfrage. Am 8. März tagte in Bern 
unter dem Vorsitz von Bundesrat Schulthess 
und Regierungsrat Mangold die eidgenössische 
Notstandskommission, die durch mehrere 
Vertreter des Städteverbandes von La Chaux-de- 
Fonds, Baselstadt, Olten, Luzern usw. erweitert 
wurde, zur Beratung der Milchpreisfrage. Der Chef 
des Milchamtes, Professor Peter, hielt ein längeres 
Referat, aus dem hervorging, dass eine Milch- 
preiserhöhung nicht umgangen werden 
könne, wenn die Milchversorgung des Landes ge- 
sichert werden solle. Immerhin sei die Milchpreis- 
erhöhung nicht nur auf die erhöhten Produktions- 
kosten, sondern auch darauf zurückzuführen, dass ein 
Anspern zur Vermehrung der Produktion gegeben 
werden müsse. Die Kommission war darin einig, 
dass wenn ein Aufschlag überhaupt einzutreten habe, 
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er durch den Bund zu übernehmen sei. Vertreter 
der Konsumenten machten geltend, dass eine Er- 
höhung erst im Herbst, also für die nächste Winter- 
milch einzutreten habe, während andere Votanten 
dafür eintraten, dass der Aufschlag bereits auf den 
1. Mai und zwar zu Lasten des Mobilisationskontos 
vorgenommen werden müsse. Die letztere Meinung 
unterlag mit sieben gegen acht Stimmen. Mit Bezug 
auf die Verteilung der durch den Aufschlag ent- 
stehenden Kosten gingen die Meinungen auseinander. 
Die Konsumentenvertreter wiesen auf die direkte 
Steuer hin. Von zuständiger Seite wurde die Frage 
der Wiederholung der Kriegssteuer bis zum Ansatz 
von 25 Prozent aufgeworfen. Der Städteverband 
trat dieser Ansicht nicht entgegen. Einstimmig da- 
gegen war die Kommission darin, dass die sofor- 
tige Rationierung im ganzen Lande 
eingeführt werden müsse und zwar soll statt der 
Karten ein einfacheres System gewählt werden. Die 
Milchpreisirage wird auch den Kantonsregierungen 
zur Beantwortung vorgelegt werden, 


Bewegung des Auslandes 


DI« 
w 


Oesterreich. 


Der Allgemeine Verband der auf Selbsthilfe be- 
ruhenden deutschen Erwerbs- und Wirtschaits- 
genossenschafiten Oesterreichs hielt am 8. und 
9. September 1917 seinen 42. Allgemeinen Vereinstag 
ab. Da wir seit Jahresfrist infolge der österreichischen 
Zensurverhältnisse über diesen Verband direkt nichts 
mehr erfahren konnten, entnehmen wir die nach- 
folgenden Mitteilungen der «Konsumgenossenschaftl. 
Rundschau»: Aus den Ergebnissen sei mitgeteilt, 
dass ein Antrag zur Annahme gelangte, der anhand 
der Kriegserfahrungen feststellt, dass das Genossen- 
schaftswesen einen glänzenden Beweis seiner Nütz- 
lichkeit und Unentbehrlichkeit erbracht habe. Den 
Konsumvereinen, denen das gleiche Zeugnis 
ausgestellt wird, sei zu empfehlen, an den ihnen 
durch den Krieg aufgezwungenen Barzahlungen 
auch ferner festzuhalten, da dies allein 
ihre günstige Fortentwicklung zu sichern vermöge. 
Ein weiterer, einstimmig angenommener Antrag 
wandte sich gegen die kaiserlichen Verordnungen 
vom 28. August 1916 und 16. April 1917, durch die 
für die Besteuerung der Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften das Verhältnis des steuerpflichtigen 
Rein- bezw. Mehrertrages zum Anlagekapital mass- 
gebend wird (Rentabilitätsprinzip). Der Antrag be- 
sagt: 


Die Anwendung dieses Grundsatzes widerspricht dem 
wirtschaftlichen Wesen der Genossenschaften. Ihr Gebarungs- 
überschuss bezw. Mehrertrag hängt ungleich mehr von der 
treuen Mitarbeit der Mitglieder, der genossenschaitlichen Pflicht- 
erfüllung ab, als von der geschickten Ausnutzung des ver- 
wendeten Kapitals. Die Personalvereinigung, also die Organi- 
sation ist es, die im genossenschaftlichen Geschäftsbetriebe zu 
dem verhältnismässig geringen Eigenkapital hinzutritt und Er- 
folge bewirkt, die ohne Zusammenschluss nur mit viel höherem 
Kapitalaufwand erzieit werden könnten. Es ist daher ungerecht- 
fertigt, diese Erfolge mit dem Anlagekapital allein zu vergleichen, 

Das Rentabilitätsprinzip bewirkt die Anwendung der höchsten 
Steuersätze auf die Vereinigungen der kapitalschwächsten 
Schichten der Bevölkerung. Es ist völlige Abkehr von der bis- 
herigen Richtung unserer Steuergesetzgebung, die in den Steuer- 
gesetzen von 1880, 1896 und 1913 den Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften mannigfache Steuererleichterungen gewährt 
hat. Die eingangs erwähnten Verordnungen bringen diesen 
Vereinigungen eine bedeutend höhere Belastung als vielen 
Kapitalgesellschaften. 


Der 42, Allgemeine Vereinstag erwartet sohin von den 
gesetzgebenden Körperschaften, dass sie die Besteuerung der 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften nach dem Renta- 
bilitätsprinzip, die der Stenergerechtigkeit durchaus entgegen ist, 
ehestens beseitigen. Er beauftragt die Anwaltschaft, alle Schritte 
an zuständiger Stelle zu unternehmen, damit ein billigerer 
Grundsatz für die Berechnung der Kriegssteuern bei den Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften eingeführt werde. 


Wir hoffen, baldigst von einem Erfolg der öster- 


reichischen Genossenschaften in dieser Steuer- 
angelegenheit berichten zu können. 


Italien. 


Die «Alleanza cooperativa Torinese» im Jahre 
1916/1917. Auch die dritte im Bunde der grossen 
italienischen Konsumgenossenschaiten — über die 
beiden andern, die Unione cooperativa in Mailand 
und die Unione militare in Rom haben wir schon be- 
richtet —, die Alleanza cooperativa Torinese in 
lurin macht unter der Einwirkung der heutigen Ver- 
hältnisse ausserordentliche Fortschritte. Die Mit- 
gliederzahl betrug bei der «Associazione generale 
degli operai», des einen Vereins, der einen Bestand- 
teil der Alleanza bildet, 8,744, bei dem andern, der 
«Societä cooperativa ierroviaria di consumo» 3,943. 
Der Umsatz belief sich auf L. 21,962,203.56, Lire 
5,766,619.21 mehr als im Voriahre. Auf die dreiund- 
dreissig Läden für Spezereiwaren usw. entfallen 
L. 17,654,622.39, auf Brennmaterialien L. 137,071.19, 
auf Stoffe L. 829,362.20, auf Haushaltungsartikel 
L. 52,091.80, auf das Restaurant L. 89,533.65, auf die 
vier Schuhläden L. 932,741.51, auf die vier Apotheken 
L. 1,204,725.45, auf die 9 Schlächtereiläden 568,566.58 
Lire und auf die Engrosverkäufe L. 493,488.79. Der 
Reinüberschuss beläuft sich auf L. 534,479.52. Davon 
erhalten die Bezüger L. 427,583.63 (80%), der Rest 
wird den verschiedenen Fonds zugewiesen. 


Grossbritannien. 
Genossenschaitliche Wahlkampagne. Wie wir 
seinerzeit berichteten, haben die britischen Ge- 


nossenschafter aut ihren beiden letzten Kongressen 
in Swansea und London sich grundsätzlich auf den 
Boden selbständiger politischer Betätigung gestellt, 
um durch Bildung einer eigentlichen Genossen- 
schaftspartei im Parlament vermehrten Einfluss auf 
die Lösung der wirtschaftlichen Probleme des 
Landes zu gewinnen. Im Sinne dieser Beschlüsse 
traten die Genossenschaiter des Wahlkreises Prest- 
wisch, in der Graischaft Lancaster (in der Nähe von 
Manchester) anlässlich einer Ersatzwahl für das 
Unterhaus kürzlich mit einer eigenen Kandidatur auf. 
Ihr Kandidat war Herr A. J. May, der wohlbekannte 
Sekretär des Internationalen Genossenschaftsbundes, 
der auch als Sekretär des Parlamentarischen Komi- 
tees der britischen Genossenschaftsverbände eine 
verdienstliche Tätigkeit entfaltet und daher als zug- 
kräitige Persönlichkeit gelten durfte. Die am 
30. Januar stattgeiundene Wahl rechtiertigte in- 
dessen die Hoffnungen der näher interessierten Ge- 
nossenschaftskreise nicht, denn Herr May wurde 
nicht nur nicht gewählt, sondern vereinigte eine 
im Verhältnis nur geringe Stimmenzahl auf sich. 
Während dem Gegenkandidat, einem Herrn Cawley, 
8520 Wähler stimmten, erhielt Herr May nur 2832 
Stimmen. Als Grund dieses misslichen Resultates 


wird von der «Co-Operative News» die kurz be- 
messene Wahlagitationsperiode sowie die mangel- 
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hafte genossenschaitliche Aufklärung und Disziplin 
der Wähler geltend gemacht. Seibst die Labour 


Party habe es nicht einmal für nötig erachtet, der- 


genossenschaitlichen Kandidatur irgendwelche mora- 
lische Unterstützung angedeihen zu lassen, während 
der gegnerische Kandidat sich auf eine starke Koali- 
tion aller der genossenschaftlichen Bewegung ab- 
holden Elemente stützen konnte. 

Dem Fernstehenden drängt sich der Eindruck 
auf, dass in der Masse der Konsumenten die Ueber- 
zeugung von der Notwendigkeit einer selbständigen, 
auf eigene Hand operierenden Genossenschaitspolitik 
doch noch nicht so tiefe Wurzeln geschlagen hat, als 
es die bezüglichen Resolutionen von Swansea und 
London anzudeuten schienen. 


Kriegsopfer unter den englischen Genossen- 
schaftern. Der «Co-operative News» vom 15. De- 
zember entnehmen wir, dass gegenwärtig 5130 An- 
gestellte der englischen Wholesale-Society als Sol- 
daten im Felde stehen. Die Zahl der bisher im 
Kriege gefallenen Angestellten der Genossenschaits- 
zentrale beläuft sich auf 387, während 58 als ver- 
misst aufgeführt werden. Den unter der Fahne 
stehenden Angestellten zahlt die Wholesale die Dif- 
ferenz zwischen Lohn und staatlicher Unterstützung. 
Seit Kriegsbeginn bis zum 22. September 1917 belief 
sich der hierfür aufgewendete Gesamtbetrag auf 
404,000 Pf. Sterling oder 10,000,000 Franken. 


Aus unserer Bewegung 
g000000090000000000r20000000000000000 


Aarau. (Th.-Korr.) Im 11. Betriebsijahre erreichte der Um- 
satz des Konsumvereins Aarau die Höhe von Fr. 291,356.53, das 
sind Fr. 77,337.65 oder 36,1% mehr als im Jahre 1916. Es ist 
dies die höchste Umsatzzifier, die der Verein seit Bestehen 
erreichte. Wenn man die Einwohnerzahl und den Umstand, 
dass die Genossenschaft doch schon 11 Jahre existiert, be- 
rücksichtigt, so muss zugegeben werden, dass der Umsatz bisher 
nicht diejenige Höhe erreicht hat, die hätte erreicht werden 
können. Erinnern wir uns anderseits daran, dass ein früherer 
Konsumverein liquidieren musste, was die Leute immer etwas 
kopfscheu macht, und der gegenwärtige Verein eine ernste Krise 
durchzumachen hatte, so ist es einigermassen begreiflich, wenn 
der Umsatz nicht so rasch steigt, wie er dirfte. Trotzdem jene 
Krise heute als vollständig überwunden betrachtet werden kann, 
so gibt es immer noch Leute, die stets wieder darauf hinweisen 
und nicht vergessen wollen. Auch ist die Zahl derer noch gross, 
die glauben, dass wenn man in der Residenz des Kulturkantons 
wohne, man sich schämen müsse, dem Konsumverein an- 
zugehören. Es sind auch die gleichen Leute, die zu Unrecht 
behaupten, der Konsumverein segle in parteipolitischem Fahr- 
wasser. Wenn die Behörden und Verwaltungen der Vereine 
überall sich so neutral verhalten wie in Aarau, dann steht es, 
wie wir übrigens nicht bezweiieln, mit der Hochhaltung des 
Neutralitätsprinzips in unserer Bewegung recht gut. Die Laxheit 
vieler Mitglieder, das Missverstehen anderer, das sind in der 
Hauptsache die Hemmnisse in der Entwicklung unserer Ge- 
nossenschaft, so dass es noch nicht möglich war, den für Aarau 
zum mindesten notwendigen Umsatz von einer halben Million 
Franken zu erreichen. 

Die Mitgliederzahl betrug am Anfang des Berichtsjahres 
565. Eingetreien sind 123, ausgetreten und gestrichen 4) und 
ausgeschlossen I Mitglied, so dass die Genossenschaft am Ende 
des Jahres 1917 647 Mitglieder zählte, 82 mehr als zu Beginn 
des Jahres. Der Durchschnittsumsatz pro Mitglied hat sich 
von Fr. 378.— auf Fr. 450.— gehoben. 

An allgemeinen Waren wurden vermittelt Fr: 194 256.67, 
Fr. 60,290.57 mehr als im Vorjahre. Die Bäckerei erzielte einen 
Umsatz von Fr. 91.696.456 gegen Fr. 68.495.838 im vorherrehenden 
Betriebsjahre, die Zunahme beträgt demnach Fr. 23,199,58. Ver- 
backen wurden pro 1917 102,106 kg Vollmehl gegen 92.953 kg 
pro 1916 und daraus hergestellt 146,508kg Brot und für 


Fr. 1516.68 Zwieback etc., oder 15,673kg Brot mehr als im 
Rechnungsjahr 1916. Kohlen und Kartoffeln wurden zusammen 
für Fr. 5403.40 vermittelt. 
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Der Bruttoüberschuss beträgt Fr. 58,936.22. Die Geschäfts- 
unkos.en inklusive Zinsen belaufen sich auf die Summe von 
Fr. 39,95.75, sie machen 13,7% des Gesamtumsatzes aus. Trotz- 
dem die Totalunxosten um Fr. 5993.33 lıoher sind als im vor- 
hergehenden Betriebsiahr, so sind sie prozentual von 15,4% auf 
13,1% zurückgegangen. 

Im Berichtsjahre wurden Fr. 19,039.47 erspart. Von dieser 
Summe werden Fr. 2000.,— (im Vorjahre Fr. 1600.—) dem 
Reservefonds zugewiesen, Fr. 935.— (Fr. 733.95) an den Mobilien 
und Fr. 2149.71 (Fr. 1000.—) an der Liegenschaft abgeschrieben, 
Fr. 1000.— (Fr. ——) als erste Rückstellung für einen neuen 
Backofen verwendet. Vom Rest erhalten die Mitglieder 6° 
(6%) Rückvergütung auf den eingeschriebenen Beträgen, was 
eine Summe von Fr. 11,760.— (Fr. 10,124.—) erfordert, und 
Fr. 1144.76 (Fr. 553.70) werden auf neue Rechnung vorgetragen. 

Aus der Bilanz erwähnen wir an Aktiven: Kassa Fr. 2540.50, 
Postscheck Fr. 920.59, Warenvorräte Fr. 60,472.40, Wertschriften 
Fr. 4260.—, Mobilien Fr. 6935.—, Buchwert der Liegenschaft 
Fr. 91,849.71; an Passiven: Reservefonds Fr. 6476.72, Guthaben 
der Mitglieder an Anteilscheinen Fr. 14,456.30, an Obligationen 
Fr. 15,385.—, Sparkasse Fr. 4458.60, Bankschulden Fr. 19,008.80, 
unbezahlte Fakturen V.S.K. und diverse Lieferanten Fr. 4304.10, 
Wechselschuld Fr. 18,000.,—, Hypotheken Fr. 64,000.—. Das 
Warenlager wurde vorsichtig eingestellt. 

Die Generalversammlung wurde Sonntag den 3. März ab- 
gehalten, Sie war von 101 Mitgliedern besucht und genehmigte 
Jahresbericht und Rechnung. Da die Herren F. Humbel, Präsi- 
dent, und H. Frey, Aktuar, amtsmüde waren und Herr S. Kaspar 
im Laufe des Berichtsjahres ausgetreten war, so hatte die 
Versammlung drei neue Mitglieder in den Vorstand zu wählen. 
Als Präsident wurde gewählt Herr Dr. P. Gross. Kantons- 
statistiker, und als weitere Mitglieder die Herren A. Wirz, 
pens. Lokomotivführer in Aarau, und F, Hächler, Maler in Rohr; 
ferner als Rechnungsrevisoren für die zurückgetretenen Herren 
Ph. Manz und A. Aeschbach: die Herren Mürset und Bircher, 
und als Ersatzmann in die Rechnungskommission Herr Greuter. 
Der Verwalter dankte den abtretenden Herren Humbel und Frey 
dafür, dass sie während den schwierigsten fünf Jahren, die der 
Konsumverein durchzumachen hatte, sich als Präsident und 
Aktuar in den Dienst der Genossenschaft gestellt hatten. 

Im Laufe des Jahres 1917 war vom Vorstand ein Vereins- 
mitglied ausgeschlossen worden. Dasselbe hatte zuhanden der 
Versammlung einen Rekurs eingereicht, der aber abgelehnt 
wurde. Anträge von seiten der Mitglieder waren keine ein- 
gegangen. Um 5 Uhr konnte der scheidende Präsident, Herr 
F. Humbel, die Versammlung schliessen. 


Thusis. (Sr.-Korr.) Das mit dem 29. Dezember 1917 ab- 
schliesesnde 3. Rechnungsjahr kann für unsere Genossenschaft 
ein sehr günstiges genannt werden. Der Gesamt-Warenumsatz 
erreicht die respektable Höhe von Fr. 24),293.13 gegenüber einer 
Umsatzzifier von Fr. 145,781.52 im Jahre 1916, was einer Ver- 
mehrung von 65% gleichkommt. Die einzelnen Läden weisen 
folgende Umsätze auf: Thusis Fr. 106,744.60 (Fr. 64,142.79), 
Sils i.D. Fr. 81,876.37 (Fr. 81,638.73), Fürstenau-Bruck (diese 
Filiale wurde zur Entlastung der vorher genannten errichtet) 
Fr. 51,677.16. Die Bäckerei verzeichnet einen Umsatz von 
Fr. 52,600.— (Vorjahr, 9 Monate, Fr. 17,700,—). In den Bezügen 
beim V.S.K. stehen wir pro 1916 im 154. (156.) Rang. Ein 
Mitglied hat für über Fr. 4000.—, 4 Mitglieder über Fr. 1500.—, 
30 über Fr. 1000.—, 95 über Fr. 500.—, 71 über Fr. 200.—, die 
übrigen Mitglieder haben für weniger bezogen; dabei handelt es 
sich bei den letzteren zumeist um erst im Laufe des Betriebs- 
jahres beigetretene Mitglieder. Der Durchschnittsbezug eines 
Mitgliedes beträgt Fr. 595.— (Fr. 415.—), was einer Steigerung 
von 43,4% (69,4%) gleichkommt. Der Mitgliederbestand erhöhte 
sich von 184 auf 253; 78 Eintritten stehen nur 9 Austritte resp. 
Streichungen gegenüber. Die Vermehrung beträgt 37,5% gegen 
23,5% im Vorjahr. Der Nettoüberschuss der Bäckerei beläuft 
sich auf Fr. 1554.48 (Fr. 1451.06). Der Bruttoüberschuss der 
Warenrechnung beträgt Fr. 23,951.20 gegen Fr. 18,459,06 im 
Vorjahr. Die Unkosten erforderten den Betrag von Fr. 17,691.55, 
gleich 7,11% (7,15%) des Umsatzes. Die Mobilien, die im 
Laufe des Betriebsjahres eine Vermehrung von Fr. 2000.— auf 
Fr. 2445.— erfahren haben, erhalien eine Abschreibung von 
Fr. 1445.—, gleich 59% (20%). Das Wareninventar erfährt eine 
Abschreibung von 23% (26%). Der Reinüberschuss, der zur 
Verfigung der Generalversammlung steht, beträgt Fr. 15,539.13 
oder 6,47% des Umsatzes. Der Reinüberschuss erhält die 
Genehmigung der Generalversammlung vorbehalten, folgende 
Verteilung: Die Mitglieder erhalten auf ihre Bezüge Fr. 8750.—, 
gleich 6% (6%) rückvergütet, der Rest von Fr. 6789.13 oder 
44% (50%) des Nettoüberschusses fällt in den Reserveionds, 
der damit auf die stattliche Höhe von rund Fr. 12,000.— an- 
wächst, also verdoppelt wird. Aber auch die der Genossenschaft 
von den Mitgliedern zur Verfügung gestellten Gelder haben eine 
beirächtliche Vermehrung erfahren und darf sich in dieser Hin- 
sicht unsere junge Genossenschaft getrost neben manch älterer 
Schwester sehen lassen. So ist das Obligationenkapital auf 
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Fr. 18,500.— angewachsen und bleibt damit nur um ca. Fr. 100.— 


hinter den Kreditoren zurück. Die Anteilscheine betragen 
Fr. 8782.10, 
Die Bilanz zeigt folgendes Bild: Kassa Fr. 1214.71 


(Fr. 1997.87), Kontokorrent-Debitoren Fr. 23,352.94 (Fr. 3191.80), 
Mobilien Fr. 1000.— (Fr. 2000.—), Wertschriften Fr. 800.— 
(Fr. 260.—), Waren Fr. 39,865.74 (Fr. 32,942.85), Bäckerei- 
inventar Fr. 2818.33, Kontokorrent-Kreditoren Fr. 18,607.53 
(Fr. 9213.03), Anteilscheine Fr. 8782.10 (Fr. 5998.15), Reserve- 


fonds Fr. 5252.96 (Fr. 771.66), Obligationen Fr. 18,500.- 
(Fr. 14,100.—), transitorische Posten Fr. 24)0.— (Fr. 1286.61), 
Nettoüberschuss Fr. 16,539.13 (Fr. 8976.86): Bilanzsumme 
Fr. 69,081.72 (Fr. 40,392.52). 

Boudry-Cortaillod. Das Rechnungsiahr 1916/17 schliesst 


mit einem Umsatz von Fr. 351,665.13 ab. An der Spitze steht 
der Laden in Cortaillod mit Fr. 119,800.—, es folgt Boudry mit 
Fr. 115,700.-—, dann Areuse mit Fr. 45,876.53 und schliesslich 
noch Fabrique mit Fr. 47,950.—. Die Spezialverkäufe machen 
Fr. 12,338.60 aus. Die Betriebsrechnung schliesst mit einem 
Reinüberschuss von Fr. 24,567.03 ab. Auf Unkosten wurden 
gebucht Fr. 4500.—, Abschreibungen auf Immobilien, Mobilien, 
Ausständen und Warenvorräten. Die Bilanz weist folgende 
Zusammensetzung auf: Fr. 5283.60 Mobilien, Fr. 520.— Anteil- 
scheine beim V.S.K. Fr. 2200.25 Mobilien und Maschinen, 
Fr. 3390.95 Backoten, Fr. 114.59 Guthaben bei der Kantonal- 
bank, Fr. 88.62 Guthaben bei der Sparkasse, Fr. 55.91 Guthaben 
bei der Hypothekenbank, Fr. 102,857.83 Warenvorräte, Franken 
45,707.70 Liegenschaft Boudry, Fr. 24,013:34 verschiedene Gut- 
haben, Fr. 397.43 Kasse, Fr. 10,122.25 Liegenschaft Cortaillod, 
Fr. 30,000,— Aktienkapital, Fr. 6001.60 Abschreibung auf der 
Liegenschaft Cortaillod, Fr. 4520.— Abschreibung auf den 
Mobilien, Fr. 4748.80 Abschreibung auf den Warenvorräten, 
Fr. 85.05 Obligationenzinse, Fr. 58,500.— Hypothek auf der 
Liegenschaft Boudry, Fr. 1.377.55 Zınsen auf der Hypoıhek der 
Liegenschaft Boudry, Fr. 831.25 Abschreibung auf der Liegen- 
schaft Boudry, Fr. 338.50 Mietzinsen, Fr. 2893.44 Spezialre- 
serve, Fr. 8000.— Obligationen, Fr. 1783.84 Delkredereionds, 
Fr. 24,694.96 Reserveionds, Fr. 3372.—- Schuld an die Kantonal- 
bank, Fr. 23,038.35 Lieferanten, Fr. 24,567.03 Reinüberschuss. 


Mollis. Zum erstenmale ist der Umsatz auf über 100,000 Fr. 
gestiegen. Er beträgt Fr. 102,290.41. Davon entiallen Fr. 95,481.96 
auf den Laden, Fr. 6808.45 auf die änderen Verkäufe. Die Mit- 
gliederzahl belief sich auf 138 am Anfang und 136 am Schluss 
des Jahres. 3 Eintritten stehen 5 Austritte gegenüber. Die 
Warenvorräte belaufen sich auf Fr. 33,562.73, die Ausstände auf 
Fr. 1919.12, ein Kontokorrentguthaben auf Fr. 2118.75 das Post- 
scheckguthaben auf Fr. 135.78, das Guthaben am V.S.K. auf 
Fr. 1207.10, die Wertschriften auf Fr. 600.—, der Buchwert der 
Mobilien auf Fr. 1. Dem Kassier schuldet die Genossenschaft 
Fr. 2457.53, ihren Mitgliedern gegen Anteilscheine Fr. 20,767.07, 
gegen Depositen Fr. 143.64 und gegen Obligationen Fr. 3200.—. 
Der Dispositionsfonds verzeichnet einen Bestand von Fr, 3383.37, 
der Baufonds von Fr. 1732.39, der Differenzenfionds von 
Fr. 900,—. Die aufigerechneten Zinsen stellen sich auf Fr. 673.58. 
Es ergibt sich somit ein Reinüberschuss von Fr. 6286.90. Neben 
dieser Bilanz wird über die Liegenschaft gesonderte Rechnung 
geführt. Der Buchwert der Liegenschaft beläuft sich auf 
Fr. 30,186.82, die Pfandschuld darauf auf Fr. 15,000.—, das reine 
Vermögen auf der Liegenschaft somit auf Fr. 15,186.82. Aus 
der Betriebsrechnung entnehmen wir folgende Zahlen: Rück- 
vergütung pro 1915/16 Fr. 3824.10, Gratifikationen pro 1915/16 
Fr. 50.—, Unkosten des Betriebsjahres Fr. 12,931.71, Rein- 
überschuss Fr. 6286.90, Reinüberschuss pro 1915/16 Fr. 4383.53, 
Mietzinseneinnahmen Fr. 979.17, Kontokorrentzinseneinnahmen 
Fr. 170.28, Rabatte Fr. 15.—, Eintrittsgelder Fr. 11.25, Roh- 
überschuss aus dem Warenverkehr Fr. 16,993.48. Aus dem 
Reinüberschuss erhalten die Mitglieder Fr. 4668.03 (9% von 
Fr. 51,867.—), die Nichtmitglieder Fr. 1348.40 (5%+ von 
Fr. 26,968.—), Fr. 270.47 werden auf neue Rechnung vor- 
getragen, 


Rupperswil. Der Umsatz beträgt im 11. Rechnungsiahre, 
1916/17, Fr. 100,626.57. Davon wurden Fr. 87,286.18 im Laden, 
Fr. 13,340.39 im Migrosverkehr umgesetzt. Gegenüber dem 
Vorjahre ergibt sich eine Zunahme von Fr. 17,362.79 bezw. 
21%. Die eingeschriebenen Bezüge belaufen sich auf Franken 
61,441.—. Auf ein Mitglied entfallen im Durchschnitt Franken 
412.35, auf ein Vorstandsmitglied Fr. 1003.10. Der Gesamt- 
wareneinkauf beziffert sich auf Fr. 87,650.20. Daran sind der 
V.S.K. mit Fr. 45,043.25, die Bäckereigenossenschaft Lenzburg 
mit Fr. 19,542.73 beteiligt. Die Mitgliederzahl stieg von 146 
auf 149. In den bisherigen I1 Jahren wurden Fr. 779,906.47 
umgesetzt, Fr. 45,615.38 rückerstattet und Fr. 16,673.57 dem 
Genossenschaftsvermögen zugewiesen. . 

Der Reinüberschuss beträgt Fr. 6,951.77. Die Mitglieder 
sollen Fr. 4300.87 (7%) erhalten, Fr. 1500.— dem Reserveionds 
zugewiesen, Fr. 789.95 auf Liegenschaften und Fr. 185.95 auf 
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Mobilien abgeschrieben und Fr. 175.— für die zweite Rate der 
Kriegssteuer zurückgestellt werden. Der Reserveionds wächst 
damit auf Fr. 16,673.57 an, währenddem die Liegenschaften auf 
Fr. 39,000.—, die Mobilien auf Fr. 700.— abgeschrieben werden. 
Die Warenvorräte haben einen Bilanzwert von Fr. 27,860.04, die 
Kasse verzeichnet einen Saldo von Fr. 1224.84, die Debitoren 
belaufen sich auf Fr. 944.90, die Aktivkreditoren auf Fr. 678.— 
und die Wertschriften auf Fr. 5460.—. Die Mitglieder haben 
einbezahlt auf Obligationen Fr. 10,750.—, auf Mitgliedergut- 
haben Fr. 18,549.77, auf Vorschüsse Fr. 1452.05. Einer Bank 
schuldet die Genossenschaft gegen eine Hyp ıthek Fr. 16,800.—, 
in Kontokorrent Fr. 2063.—, den Warenlieferanten Fr. 832.97, 
dem V.S.K. Fr. 2773.15. Die Marchzinsen machen einen Be- 
trag von Fr. 694.55 aus. In Zirkulation befinden sich Wert- 
marken im Betrage von Fr. 826.85. 


Sion. Mit einem Umsatz von Fr. 321,184.50 erzielte der 
Sittener Konsumverein einen Rohüberschuss von Fr. 31,388.30. 
Vom Voriahre wurden Fr. 415.66 vorgetragen. An Mietzinsen 
gingen Fr. 1300.—, an Kapitalzinsen Fr. 141.20 ein. Die Löhne 
eriorderten Fr. 9725.10), der Brennmaterialienverbrauch 
Fr. 2039.90, die Unkosten Fr. 6413.90. Der Reinüberschuss in 
der Höhe von Fr. 15,066.26 soll folgende Verteilung finden: 
Abschreibung auf den Liegenschaften Fr. 2746.50, Dividende 
auf dem Aktienkapital Fr. 5400.—, Rückvergütung auf die 
Käufe der Aktionäre (6% von Fr. 90,000.—) Fr. 5400.,—, Ver- 
gütungen an Verwaltung und Angestellte Fr. 1500.—, Vortrag 
auf neue Rechnung Fr. 19.76. Der Bilanz entnehmen wir fol- 
gende Zahlen: Liegenschaften Fr. 80,000.—, Warenvorräte 
Fr. 80,000.—, Mobilien Fr. 1.—, Kasse Fr. 2433.30, Wertschriften 
Fr. 800.—, Guthabenwechsel Fr. 32.35, Bankguthaben Fr. 42.10, 
Postscheckguthaben Fr. 138.45, Ausstände Fr. 15,869.90, Aktien- 
kapital Fr. 45,000.—, Reserveionds Fr. 45,000.—, Hypotheken 
Fr. 55,379.65, Anleihen Fr. 10,000.— ‚Kontokorrent Fr. 9904.50, 
Rückvergütungen Fr. 6556.30, Dividenden Fr. 5957.—, Ver- 
gütungen Fr. 1500.—, Vortrag auf neue Rechnung Fr. 19.76. 
Die Bäckerei hat aus 58,435 kg Mehl 77,609 kg Brot hergestellt. 
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Umsatz des V.S.K. im Monat Februar 1918. Der 
Umsatz des V.S.K. belief sich im Monat Februar auf 


Fr. 8,842,940.04 


Fr. 2,830,475.52 bezw. 47,08% mehr als im 
sprechenden Monat des Jahres 1917. 


ent- 


Redaktionsschluss: Mittwoch Nachmittag 4 Uhr, 


Auen: . Zus . 
ES ESlE=0E ES ESLE= 
TU ET Team Em 


em 
TI 


= 
m 


J 
= s=n5 
Se Mm ei 


l 
II 


’ |; Das kräfligste, vorteilhafteste und | | |: 


1 
uf 


U 


1 


1 


if 
MI 


3 
 .. 
fü 
aan 
Be I 
= 
ee 
ee 
J 
& 
| 
fü 


= = 
m M 
ul Di 
SmEe =igl= 
Chu = En: 
SIE SO0E 
m m 
mil 


= 
al 


l ln 
SUoE 
I yu 
nn 
SE 
Yu 


SE 


nln 
Il 


zZas=®= 
ul lyuL 


uln 
[1 
Yu 


ZZ 
le 
— 


Teuerung 


au 


n n il 

liegt in der ze: 
Um Ei) 
= er) HH 
: Selbst-Hilfe : 
mm une 
mm ml) 
= == im genossensthafllichen = | 
un n Fl) 

uf uf 

Hi Zusammenschluss und Grosseinkauf |=- 
ann Es 
le 
Si] | = Ei) 
ss : Dem Proleiarier wie dem Reichen steht dieses Mittel — cur 
gan) : Zur Verfügung, es kostel nur den fesien Willen mil- ‘ mio 
cl :  zuwirken und der Bequemlichkeit zu enisagen. : IE. 
= iin 


= 
= 


aa ION 


= 


r 
yu 


Sne 

mt 1 Nude? Dipl nah Ada nn na lub Ars sen uni MEN DE a al Je ll Fant u pl sie a Er 

Sasse=s2e==SessessessessessesspseassasseeBssassessessessesseeseas 
CT a Ta LT LT IT a BT) CT LT 7 0 7 LIT) LT TR UT Va IT) TR Ta LT m LT 


N 


1 
ES JES 
M 


an 
Yu 


ee 


'Bankabteilung 
des V.S.R. 


. 
EETTTTTTTITTTITTTITITITTETIITIIIIITIIIIITIIITITITIIIIITIIIIIIIIITEITEITIITIIEEIITIIIITIIIEEIIEITIITITTIIIITIIIIII III IIIITEIIIIIIIIITIEITIII III 
g>s0000nnnnnnnnnn00n00n00 200000000000 B0ROn En Sn0n LEE UL nE EURER OS LRORLHRHEOnSEnESnOEnRnEnEEOnOnnEnELEE BEER BEER ER OREL EHE FREE nEn LEHE E RER 


Die Bankabteilung des Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine (V.S.K.) Basel nimmt jederzeit Gelder an in 


Kontokorreni-Rechnung 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, jederzeit verfügbar, ohne Provisions- 


berechnung, zu Die Verzinsung der Ein- e- 


lagen beginnt mit dem auf 
A ”/a vn die Einzahlung folgenden 


Werktag und endigt am 
.- 12 
in Depositen-Rechnung 


Tage vor derRückzahlung 
von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, in der Regel auf 60 Tage kündbar, zu 
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gegen Übligalionen 


Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, je nach Wunsch, auf den Namen oder 
Inhaber lautend und auf ein, drei oder fünf Jahre 
fest, mit halbjährlichen Zinscoupons, zu 
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